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Das sagen wir nicht nur so. Die 
Marburger Koalition hat Tempo 
30 auf den Hauptstraßen der 
Stadt eingeführt. Diese Forde­
rung stand schon 2001 in un­
serem Wahlprogramm als wir 
noch als PDS/Marburger Linke 
kandidierten. Mittlerweile hat 
sich die Idee ihren Weg gebahnt.

Bei einer anderen heiligen Kuh, 
der Gewinnbesteuerung, hätte 
man längst eine Kehrtwende ma­
chen können. Erst im Haushalt 
2026 hat man den Gewerbesteu­
erhebesatz von 357 auf immer 
noch unterdurchschnittliche 420 
Punkte erhöht. Bereits vor 20 
Jahren hatte die linke Fraktion 
dies gefordert. 

In Marburg hat man lange so ge­
tan, als könnte man mit den 
großen Hunden pinkeln, und wie 
Irland oder Luxemburg durch 
niedrige Gewinnsteuern auf Kos­
ten anderer Gemeinden Unter­
nehmen anlocken. Das hätte vie­
leicht bei einer Halbierung des 
Steuersatzes funktioniert.

CDU, FDP, SPD und Grüne haben 
weder auf Die Linke noch auf den 
Landesrechnungshof gehört, der 
2012 eine Anhebung auf 430 
Punkte befürwortete. Sie senkten 
den Steuersatz von 400 auf 380 
und später auf 357 Punkte und 
beklagen sich heute über ein 
„strukturelles Finanzierungsdefi­
zit“. Hätte man seit 2011 einen 
Satz von 430 gehabt, wären bis 
heute insgesamt 306,4 Mio. Euro 
mehr in der Kasse gewesen.

Bittere Ironie der Geschichte:  
Biontech entlässt in Marburg und 
investiert in Mainz, wo der Steu­
ersatz auf 460 erhöht wurde.

Es bleibt zu hoffen, dass nach 
dem 15. März Die Linke schneller 
wirken kann.	 Nico Biver

Auf den ersten bei-
den Plätzen für die 
Kommunalwahl in 

Marburg stehen Miriam 
Stoll und Jan Schalaus-
ke. Die eine startet neu 
und hat sich eine femini-
stische Kommunalpolitik 
auf die Fahne geschrie-
ben, der andere kennt 
sich im parlamentarischen 
Betrieb schon etliche Jah-
re aus und ist spezialisiert 
auf bezahlbaren Woh-
nungsbau. Selbstredend, 
dass beide eine sozial-
ökologische Zielsetzung 
verfolgen.
Seit fünf Jahren regiert in 
Marburg eine Klimakoali-
tion aus SPD, Grünen und 
Klimaliste. Wie fällt Eure 
Bilanz aus?
Jan: Ziemlich ernüchternd. Grüne, 
SPD und Klimaliste hatten den An-
spruch, Marburg in die „sozialöko-
logische Moderne“ zu führen. Tat-
sächlich bleibt Marburg beim Ein-
satz für sozialen Ausgleich, bei der 
Verkehrs- und Klimawende weit 
unter den Möglichkeiten. Die be-
schlossenen Haushaltskürzungen 
drohen die Stadt sogar zurückzu-
werfen. Es wird also Zeit für einen 
neuen sozial-ökologischen Auf-
bruch. Dafür steht Die Linke.
Miriam: Diese Koalition könnte 
trotz einiger unterstützungswerten 
Maßnahmen als die große Spar-
kommissarin in Marburgs Geschich-
te gelten. Viele Streichungen tref-
fen die Mehrheit der Bevölkerung, 
die nicht über einen prall gefüllten 
Geldbeutel verfügt.

Wir Linke dagegen wollen gera-
de deren Alltag und Sorgen in den 
Mittelpunkt stellen. Es geht um die 
Menschen, die das ganz normale Le-
ben organisieren, um Menschen mit 

Sorgeaufgaben. Wie sieht es mit der 
Kita-Versorgung aus? Was kostet 
sie? Dazu Müllgebühren, Schwimm-
badpreise, aber auch Busfahrpläne, 
Aufenthaltsräume in der Stadt. Das 
sind zentrale Themen.
Alle Parteien haben das Thema „be-
zahlbares Wohnen“ entdeckt…
Miriam: Die Schaffung von sozi-
alem Wohnraum durch kommunale 
Unternehmen muss eine Pflichtauf-
gabe werden. Marburg hat hier seit 
Jahren dringenden Nachholbedarf. 
Die üblichen Mieten fressen einen 
viel zu hohen Teil des Einkommens 
auf.

Mir bereitet aber auch der Leer-
stand Bauchschmerzen. Wir brau-
chen Räume für Nachbarschafts-
treffs, Orte, an denen sich 
Jung und Alt aufhalten 
können, ohne gleich Geld 
bezahlen zu müssen.
Jan: Nochmal zu den Mie-
ten. Nicht nur beim Neu-
bau, sondern auch im Be-

stand müssen wir soziale 
Akzente setzen. Hier be-
hindert die Rathauskoa-
lition zum Beispiel den 
Kampf gegen den Mietwu-
cher oder die Umwandlung 
in Ferienwohnungen und 
lehnt eine Satzung gegen 
Leerstand ab. 
In Marburg gibt es den Be-
schluss, dass die Stadt bis 
2030 klimaneutral werden 
soll. Auch hier wurde aber 
der Rotstift angesetzt. 
Jan: Ja, aber das politische 
Klima für Klimaschutz ist 
generell schlecht gewor-
den. Ich betrachte es als 
einen Offenbarungseid, 
dass die Regierungskoali-
tion von diesem Ziel abge-
rückt ist. 
Miriam: Es wurden sogar 

Förderprogramme gestrichen. Für 
mich heißt Klimaschutz auch, dass 
die Stadt durch Begrünung, durch 
Schattenräume und durch Verringe-
rung des Autoverkehrs menschen-
freundlicher wird.
Kurz euer Motto für Marburg.
Miriam: Der feministische Blick 
richtet sich auf Rechte von Frauen, 
umfasst aber zugleich die große 
Mehrheit der Stadtgesellschaft. Sie 
muss gehört und respektiert werden 
– sie soll in ihrem Alltag spüren, 
dass Die Linke für sie eintritt.
Jan: Genau. Und dafür bringen wir 
auch die notwendigen Gelder auf, 
wenn wir die großen Unternehmen 
am Ort in die Verantwortung neh-
men.     Fragen von Renate Bastian

G Miriam Stoll und Jan Schalauske kandidieren 
auf den Plätzen 1 ind 2 für Die Linke zur Marbur-
ger Stadtverordnetenversammlung (Liste 12)
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Die Mieten werden erhöht, die 
Einkommen kommen nicht 
hinterher. Immer mehr Men-

schen fragen sich, wie sie ihre Woh-
nung bezahlen sollen. Illegale Mie-
terhöhungen, fehlerhafte Neben-
kostenabrechnungen und marode 
Wohnungen sind kein Randproblem, 
sondern Alltag. Das ist kein indivi-
duelles Versagen, sondern Ausdruck 
eines handfesten Mietennotstands 
– auch in Marburg.

Besonders deutlich zeigt sich die 
Schieflage in unserer Stadt bei Stu-
dierenden und Auszubildenden: WG-
Zimmer kosten inzwischen mehr als 
staatliche Unterstützung abdeckt. 
Meist junge Menschen bezahlen im 
Durchschnitt 420 Euro für ihr WG-
Zimmer, während die Wohnpauscha-
le im BaFöG bei 380 Euro hinter-
herhinkt. Gleichzeitig häufen sich 
systematisch falsch abgerechnete 
Heiz- und Nebenkosten. Doch wer 
sich wehrt, steht oft allein da. Ge-
nau hier setzt die Arbeit der Linken 
an: zuhören, organisieren und ge-
meinsam handeln.

In zahlreichen Gesprächen an 
Haustüren wurde bereits in die-
sem Jahr klar, wie groß die Verun-
sicherung ist. Viele Menschen ar-
beiten Vollzeit und kommen trotz-
dem kaum über die Runden. Andere 
haben Angst vor Verdrängung oder 
Kündigung. Diese Erfahrungen ver-
binden und zeigen, dass politische 
Veränderung nicht von oben ver-
ordnet werden kann. Sie entsteht 

Verwilderte Gärten, defekte 
Klingeln und bröckelnde Fas-
saden: Wer mit wachen Au-

gen durch die Stadt geht, kann Häu-
ser und Wohnungen entdecken, die 
offenkundig nicht bewohnt sind. 
Gleichzeitig suchen Jahr für Jahr 
viele Menschen auch in Marburg 
verzweifelt eine bezahlbare Woh-
nung. Die Mietpreise werden seit 
Jahren ständig erhöht. Mittlerwei-
le wird über Parteigrenzen hinweg 
ein Wohnungsmangel beklagt. Das 
Bild: Leerstand auf der einen – Mie-
ten-Notstand und Wohnungskrise 
auf der anderen Seite. 

Seit vielen Jahren fordert Die 
Linke von Magistrat und Stadt-
verwaltung, ernsthaft gegen Leer-
stand vorzugehen. Bisher wurden 
diese Initiativen mit dem Hinweis 
auf die fehlende landesgesetzliche 
Grundlage abgebügelt. In Hessen 
hatte die CDU in den düsteren Jah-
ren unter Roland Koch ein entspre-

Termine

Regelmäßige Termine 
im Linken-Büro, Elisabethstr. 9, 
35037 Marburg

u  Aktiven-Treffen  Montags, 
17.00-19.00 Uhr

u  Fraktion Die Linke in der 
Marburger StVV  Sitzung mit Inte-
ressierten, montags, 19.45 Uhr

u  Kreis AG  dienstags, 19.30 Uhr

u  SDS-Plenum  Do., 18.00 Uhr

u  Linksjugend [‚solid]  freitags, 
16.00 Uhr

u  FLINTA*Vernetzung  jeden 1. 
Sonntag im Monat, 15.00 Uhr

u  Sozialsprechstunde „Links 
hilft“  dienstags, 14.00-18.00 Uhr

u  Wahlkundgebung  der Linken

mit Jan van Aken, Parteivorsit-
zender, und den Spitzenkandi-
dierenden Miriam Stoll (Marburg) 
und Alex Kuhne (Kreistag)  
Mi., 11.3., 18 Uhr, TTZ, Marburg

u  Unterstützung beim Wahlkampf  
Treffen jeden Samstag mit Früh-
stück im Linken-Büro um 10 Uhr

Spenden

Helft uns, dem „großen Geld“ mit 
Spenden Paroli zu bieten: 
Die Linke Marburg-Biedenkopf
IBAN DE27 5139 0000 0017 6239 07 
Volksbank Mittelhessen
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dort, wo sich Betroffene zusam-
menschließen, Wissen teilen und 
gemeinsam Druck aufbauen. Dieses 
Organisieren in der Zivilgesellschaft 
ist der Schlüssel, um Machtverhält-
nisse zu verschieben und Wohnen 
als Grundrecht durchzusetzen.

Ein Dach über dem Kopf darf 
keine Ware sein. Hierdurch wer-

chendes Gesetz abgeschafft – zur 
Freude der Eigentümer- und Vermie-
terlobby. Diesen Fehler hat der Hes-
sische Landtag Ende 2025 endlich 
korrigiert – nach jahrelanger Kri-
tik von Mieterverbänden, Gewerk-
schaften und Linken. Nach dem 
neuen Gesetz können Kommunen 
durch Erlass einer Satzung wieder 
gegen Leerstand vorgehen.

Für die Stadtoberen ist nun die 
Zeit der Ausreden endgültig vor-
bei. In einem aktuellen Antrag for-
dert die Fraktion Die Linke, dass 
eine Satzung gegen Leerstand er-
arbeitet und erlassen wird. Auf die-
ser Grundlage könnte die Stadt die 
Nicht-Nutzung von Wohnraum mel-
de- und genehmigungspflichtig ma-
chen. Bei Zuwiderhandlung könnte 
ein Bußgeld verhängt werden. Die 
Linke verlangt daher, dass die Stadt 
ihren gesetzlichen Spielraum zu-
künftig zum Wohle der Menschen 
nutzt, die dringend Wohnraum brau

chen.
Während man 

bisher keine 
Handlungsmög-
lichkeiten gese-
hen hat, ist eine 
Initiative von 
unten tätig ge-
worden. Sie do-
kumentiert Leer-
stand in Marburg 
auf der Websei-
te https://leer-
standsmeldermr.
noblogs.org 

Alle Marburge-
r*innen können 
sie nutzen.	
	 Jan Schalauske

Schluss mit der Miet-Abzocke
Die Linke kämpft gemeinsam mit Betroffenen gegen Mietennotstand

den Menschen in die Existenzangst 
und die psychische Krankheit ge-
trieben. Ein Zuhause bedeutet Si-
cherheit, Würde und Teilhabe. Dafür 
lohnt es sich, gemeinsam zu strei-
ten. Auf der Straße, im Viertel und 
in der Politik. 
Wer sich engagieren möchte: 
leon.boettner@die-linke-marburg.de

Aktiv gegen Wohnungsleerstand
Die Linke fordert Magistrat auf, endlich tätig zu werden

G Seinn Neujahrsempfang im KFZ am 23. Januar nutzte der Linken-Kreisverband auch 
um Genoss*innen für mehr als 25 Jahre Mitgliedschaft auszuzeichen. Zwischen den 
Vorsitzenden Urs Köllhofer und Miriam Stoll: Nico Biver, Erich Fresenborg, Henning 
Köster, Uli Rupp, Peter Lob-Gottschaldt, Anna Hofmann und Renate Bastian (v.l.n.r.)
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G Nach der letzten Sitzung der Marburger Stadtverordnetenversamm-
lung am 30. Januar wurden Renate Bastian und Henning Köster 
(stehend v.l.n.r.), die seit den 90er Jahren mit Unterbrechungen 
Stadtverordnete bzw. ehrenamtliches Magistratsmitglied waren, ver-
abschiedet. Fraktionskollegen Jan Schalauske (Mitte, stehend) und 
Miguel Sanchez (davor) und die künftigen Stadtverordneten Leon 
Böttner (li.), Miriam Stoll (2.v.r.)und Greta Grimm

Die Obdachlosigkeit war eines 
der wiederkehrenden Themen 
der endenden Wahlperiode: 

Das immer noch erst auf dem Papier 
existierende Vinzi-Dorf, die „wilden 
Camps“ von Obdachlosen und emo-
tionale Presseberichte haben diese 
Problematik besonders präsent ge-
macht. Sicher, die Obdachlosigkeit 
stört, weil sie das deutliche Gesicht 
der sozialen Ungerechtigkeit ist. 
Wenn man Menschen auf der Stra-
ße sieht, wird klar, dass die Gesell-
schaft hier gescheitert ist. 

In Marburg steht der Wohnungs-
markt unter einen unerträglichen 
Druck: Nonstop steigende Mieten 
und Mangel an bezahlbaren Woh-
nungen, ebenso der Mietwucher 
bringen die einkommensschwächs
ten Schichten in eine schreckliche 
Konkurrenz.

Dennoch haben Magistrat und Ko-
alition die Obdachlosigkeit eher als 
ein Problem des „Stadtbilds“ und 
von Schlagzeilen behandelt. Die 
Initiativen der Linken gegen Leer-

Verkehrsexperten hatten schon 
seit Langem eine Geschwin-
digkeitsbegrenzung auf 30 

km/h in Innenstädten gefordert. 
Denn es ist wissenschaftlich be-
legt, dass dann Unfälle deutlich 
geringere Folgen haben und der 
Rad- und Fußverkehr weniger ge-
fährdet ist. Hinzu kommt die deut-
liche Lärmminderung. Deshalb hat 
Die Linke, auch parlamentarisch er-
folgreich, die Ausweitung der Tem-
po-30-Zonen, konkret am Pilgrim-
stein und in der Frankfurter Straße 
gefordert – bis hin zur allgemeinen 
Einführung als Ziel.

Damit diese Maßnahmen auch 
wirksam werden, sind dringend be-
gleitende Maßnahmen erforderlich. 
Vorrangig muss die Tempo-30-Rege-
lung auf die gesamte Deutschhaus-
straße ausgeweitet und der Über-
gang vom Firmaneiplatz zur UB, den 
täglich sehr viele Menschen neh-
men, geschützt werden. Ein Verweis 

Kindertagesstätten sind Ein-
richtungen der frühkindli-
chen Bildung. Hier lernen 

die Kleinsten gemeinsam Bewe-
gung, Sprache und soziales Verhal-
ten. Allein dies macht deutlich, wie 
wichtig die Einrichtungen sind, da-
mit bereits frühzeitig alle gleiche 
Chancen bekommen. Das hängt aber 
für viele Familien nicht zuletzt von 
den häuslichen Finanzen ab.

Für manche Eltern in Marburg 
könnten sich ab April 2026 neue 
Schwierigkeiten auftun. Denn die 
Gebühren steigen für die unter Drei-
jährigen und werden neu erhoben 
für die über Dreijährigen. Bei einer 
Betreuung von 8 bis 16 Uhr sollen 
pro Monat 60 Euro anfallen, in der 
Kinderkrippe je Betreuungsstunde 
20 bis 30 Euro. Hinzu kommt eine 
um 15 Euro teurere Verpflegung.

Nach dem Armutsbericht des Pa-
ritätischen für 2025 lebt nahezu je-
der sechste Mensch in Hessen in Ar-
mut, auch die Kinder. Für sie können 
die erhöhten Gebühren zum Problem 
werden. Die Linke hat im Stadtparla-
ment daher beantragt, dass finanzi-

Tempo 30 – endlich
Weniger Lärm, Abgase und Gefahren auf Hauptstraßen

auf die weit entfernten Ampeln ist 
wirklichkeitsfremd. Das kann schnell 
geschehen. Denn längst liegen fer-
tige Pläne in der Schublade der 
Stadtplanung und der Straßenver-
kehrsbehörde. Auch in der Biegen-
straße müssten die ursprünglichen 
Pläne für einen Übergang zwischen 
den Plätzen am Erwin-Piscator-Haus 
und am Hörsaalgebäude durch An-
hebung der Straße auf Bürgersteig-
niveau umgesetzt werden.

Zudem sind wirksame regel-
mäßige Kontrollen und Sanktio-
nierungen durchzuführen, insbe-
sondere in der Uni-, Biegen- und 
Deutschhausstraße, wo mit Vorlie-
be zu schnell gefahren wird. Eini-
ge Schilder und Variotafeln reichen 
da nicht aus. Grundsätzlich gilt: 
Wir brauchen tempomindernde Um-
bauten im Straßenraum. Die Seriosi-
tät aller Rhetorik des Magistrats zur 
Verkehrswende wird daran zu mes-
sen sein.	 Henning Köster

stand und Mietwucher wurden abge-
lehnt, der Bau des Vinzi-Dorfes für 
Obdachlose (was eh nur ein Trop-
fen auf den heißen Stein ist) und 
von neuen Räumlichkeiten der Woh-
nungsnotfallhilfe (seit mehr als 10 
Jahre notwendig) verzögert sich. 
Die Armutskonferenzen problema-
tisieren die Entstehung der Armut 
in der Stadt zu wenig. 

Wir brauchen daher dringend ei-
nen Wandel in der Wohnungs- und 
Armutspolitik. Das sind die al-
ten und neuen Aufgaben für die 
nächste Wahlperiode: Schutz der 
Mieter*innen, bessere Strukturen 
der Wohnungsnotfallhilfe, Ausbau 
statt Kürzung der Sozialhilfe-Ange-
bote, verstärkter Sozialwohnungs-
bau, wirksame Kontrolle der Miet-
preise, entschlossene Bekämpfung 
des Leerstands, konsequente Steu-
erpolitik für bessere Umverteilung 
des Reichtums in der Stadt - und da-
für weniger „Schlagzeilen-Politik“, 
um die Probleme zu beschönigen.	
	 Miguel Sanchez 

ell schlechter gestellte Familien ei-
nen Sozialtarif bekommen. Das hie-
ße, kostenlose Betreuung der Kinder 
unter drei Jahren und wie bisher der 
Kinder über drei Jahren (denn ei-
nen Großteil bezahlt das Land Hes-
sen). Das wurde mehrheitlich abge-
lehnt. Falls – in der Regel die Mütter 
– sich nun entschließen müssen, ihr 
Kind zu Hause zu betreuen, begin-
nt eine fatale Spirale: Ohne ausrei-
chende Berufstätigkeit droht für die 
Frauen Altersarmut, ohne Möglich-
keiten in den frühkindlichen Ein-
richtungen den Kindern von Beginn 
an schlechtere Bildungschancen.		
	 Renate Bastian

Kein Sozialtarif für Kinderbetreuung
Antrag, die Gebühren zu erlassen, wurde abgelehnt Obdachlose bleiben Gesicht der Armut

Maßnahmen gegen Wohnungskrise bleiben halbherzig 



   Die Linke Marburg-Biedenkopf  ·  4      

G Kandidierende der Linken für den Kreistag: Mik Martinez-
Fromm, Anna Hofmann, Cem Hisar, Alexander Kuhne, Bernd 
Hannemann, Ingeborg Cernaj, Dominik Osman Hechler, Peter Lob-
Gottschaldt und Urs Köllhofer (v.l.n.r.)

Kommentar

„Die Müßiggänger 
schiebt beiseite“
heißt es in einem alten Arbei­
terlied. Das findet auch die Koa­
lition. Sie meint aber nicht die 
872.000 Menschen, die von Ver­
mögen leben, sondern die, die 
auf Bürgergeld angewiesen sind.
Es war 2005 als Hartz IV einge­
führt worden. Indem Arbeitslose 
auf Sozialhilfeniveau gesetzt 
wurden, sollten sie jede noch so 
schlechte Arbeit annehmen. Im­
mer mehr Beschäftigte müssen 
von Niedriglöhnen leben. Hartz 
IV war so unpopulär, dass es in 
Bürgergeld umgetauft wurde.
Eine Kampagne von Union und 
AfD, Menschen, die von ihm le­
ben, als faul und betrügerisch 
hinzustellen, hat das geändert. 
Obwohl man von 563 Euro (plus 
Miete) kaum leben kann, wollen 
laut einer ARD-Umfrage heute 
86 Prozent die Regeln für das 
Bürgergeld verschärfen.
30 Mrd. Euro könnten so einge­
spart werden, tönte die CDU. 
Tatsächlich steigen die Kosten, 
zumal von den 5 Mio. Betrof­
fenen nur ein Drittel arbeitslos 
ist. Die anderen sind Kinder, Al­
leinerziehende und geringver­
dienende Berufstätige. Mit dem 
einen Prozent, das Arbeitsange­
bote ablehnt, sind keine Milliar­
den einzusparen.
Dass der Abstand des Bürger­
geldes zum Mindestlohn zu ge­
ring sei, ist ebenfalls gelogen. 
Er beträgt über 500 Euro und 
könnte durch einen höheren 
Mindestlohn weiter steigen.
Zu seiner Diskreditierung hat 
auch beigetragen, dass die 
Hälfte der Menschen im Bürger­
geldbezug keine Deutschen sind. 
Die Flüchtlinge waren schon vor­
her als Schmarotzer abgestem­
pelt worden.
Wozu dient also diese Kampag­
ne? „Hart arbeitende Men­
schen“, die man gegen Arme 
und Flüchtlinge aufhetzt, sollen 
nicht darüber nachdenken, wer 
wirklich auf ihre Kosten lebt.
Die Zahl der reichen Müßiggän­
ger hat sich verdoppelt. Obwohl 
laut Grundgesetz „Eigentum ver­
pflichtet“, schützt die Koalition 
sie davor, durch Steuern oder So­
zialabgaben zum Allgemeinwohl 
beizutragen.                  Nico Biver

Am Ende war es die größte 
Demonstration, die Gießen 
je gesehen hat. Kreativ, mit 

breiter Deckung der Zivilgesell-
schaft und aus jeder Altersklasse 
protestierten ca. 50.000 Teilneh-
mende aus ganz Deutschland am 
29. November gegen die Gründung 
der AfD-Jugendorganisation „Ge-
neration Deutschland“. 

Diese sollte als Teil der AfD ge-
gründet werden, nachdem der als 
Verein organisierten Vorgänge-
rin „Junge Alternative“ ein Verbot 

Soziale Vorsorge statt Aufrüstung
Die Linke im Kreistag: Hessenkaserne in Sozialwohnungen umwandeln

drohte und sie sich nach einem 
Beschluss der AfD aufgelöst hat-
te. Die Vertreter der „Generation 
Deutschland“ machten deutlich, 
dass sie sich als Nachfolgerin an-
sehen und machten aus ihrer Nähe 
zur Identitären Bewegung und an-
deren rechtsextremen Organisati-
onen kein Hehl.

Die danach vom hessischen In-
nenminister Roman Poseck (CDU) 
verkündeten „bürgerkriegsähn-
lichen Zustände“ suchte man am 
Ende des Tages vergeblich. Die-

se Einordnung der Demonstration 
spricht Bände. Damit soll nicht nur 
die Aufmerksamkeit vom gewalttä-
tigen Polizeieinsatz abgelenkt wer-
den, sondern auch verhindert wer-
den, dass über die Ziele der De-
monstrierenden gesprochen wird.

Von der Stadt Gießen war di-
rekter Protest um die Hessenhal-
len, den Ort der Gründung, unter-
sagt und ein ganzer Stadtteil ab-
geriegelt worden. Das Widerset-
zen-Bündnis organisierte trotz-
dem über 15 Blockaden und konn-
te so den Beginn der Veranstal-
tung verzögern, bevor die Polizei 
mit eigenen Bussen und unter Ge-
waltanwendung die AfD-Jugend-

lichen zum Veranstaltungs-
ort eskortierte. Der Demons-
trationszug des DGB kam nur 
bis zur Bahnhaltestelle Os-
waldsgarten. Dort fand auch 
die Mahnwache der Gieße-
ner Linken statt, die im Vor-
feld erfolglos gegen die Ver-
legung geklagt hatte. Sie will 
diese juristisch aufarbeiten 
lassen.

Gießen: 50.000 gegen AfD-Jugend
Gewaltvorwürfe an Antifa lenken von Polizeibrutalität ab

G Protest der Linken-Bundestagsfraktion gegen die AfD-Jugend-Gründung

Fo
to

: L
ei

f D
ie

tr
ic

h

Fo
to

: B
un

de
st

ag
sf

ra
kt

io
nD

ie
 L

in
ke

Im Landkreis Marburg-Bieden-
kopf gibt es eine erbitterte 
Debatte um Haushaltslöcher. 

Hier wirken sich die fatalen Priori-
täten der Bundesregierung aus: Die 
exorbitante Aufrüstung geht direkt 
zu Lasten der sozialen Daseinsvor-
sorge, der öffentlichen Infrastruk-
tur und des Klimaschutzes.

Während der Kreistag die Reak-
tivierung der Hessenkaserne und 
den militärischen Ausbau in Stadt-
allendorf für geschätzte 30 Millio-
nen Euro vorantreibt, herrscht im 
Sozialen der gnadenlose Rotstift. 

Ganze 5,6 Millionen Euro sollen 
2026 bei der Kinder- und Jugend-
hilfe sowie der Eingliederungshil-
fe gekappt werden – eine brutale 
Kahlschlag-Politik. 

Der Vorschlag der LINKEN, das 
Kasernengelände stattdessen zivil 
zu nutzen und dringend benötigten 
Wohnraum zu schaffen, wurde als 
„utopisch“ abgetan.

Gleichzeitig redet man über 
Schließungen kleiner Schulstand-
orte, Kürzungen von Gesundheits-
programmen und verwirft Pläne 

zur Reaktivierung von Bahnstre-
cken. Diese Politik vertreibt Fa-
milien und entvölkert den länd-
lichen Raum. Die Parole von den 
„gleichen Lebensverhältnissen“ in 
Stadt und Land bleibt eine hohle 
Phrase. 

Höchste Zeit, dass endlich jene 
einen fairen Beitrag leisten, die 

über übermäßigen Reichtum ver-
fügen. Statt bei den Schwächsten 
zu kürzen, braucht es eine ent-
schlossene Reform der Vermögens- 
und Erbschaftssteuer. Der aktu-
elle Weg ist nichts anderes als die 
fortschreitende Militarisierung auf 
Kosten der Kommunen und unserer 
sozialen Zukunft.   Anna Hofmann

Alexander Kuhne
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Die Pläne von CSL Behring, 
weitere 500 Beschäftigte in 
Marburg zu entlassen, sto-

ßen auf den entschiedenen Wider-
stand des Kreisverbandes der Lin-
ken, der sich mit den Betroffenen 
solidarisch erklärt.

„Es gibt keinen vernünftigen 
Grund, warum bei einem der ge-
winnstärksten Unternehmen Per-
sonal entlassen werden soll, es sei 
denn es winken noch höhere Profi-
te“, kommentierte die Kreisvorsit-
zende der Linken Miriam Stoll.

Bereits im Sommer war bekannt 
geworden, dass der „größte Stand-
ort für Forschung und Entwick-
lung von CSL“ geschlossen und 

500 Beschäftigte entlassen wer-
den sollten. Über den „Leuchtturm 
der Biotechnologie“ zeigten sich 
vorher Boris Rhein, CDU-Minister-
präsident, Bundesministerin Betti-
na Stark-Watzinger (FDP) und zu-
letzt Staatsminister Kaweh Manso-
ori (SPD) im Februar 2025 bei Be-
suchen beeindruckt.

„Es ist kaum zu begreifen, dass 
ein Forschungslabor, das erst vor 
drei Jahren für 150 Mio. Euro ge-
baut worden war, dennoch ge-
schlossen wird und 500 Menschen 
ihre Jobs verlieren“, erklärt Stoll.

Jan Schalauske verweist da-
rauf, dass der Mutterkonzern CSL 
im Geschäftsjahr 2024/25 sei-

Wählen mit links

Profitgier kostet CSL-Jobs
Trotz hoher Gewinne baut CSL weltweit 4500 Stellen ab

G Am 30. Juli 2025 protestierten 4.000 Menschen gegen die Pläne 
von CSL, Biontech und Nexelis, fast 1.000 Jobs zu vernichten. In-
zwischen sollen bei CSL weitere 500 Stellen gestrichen werden.

G Kandidierende: Reinhard Heck, Tina Meller, Susanne Zühlke, 
Bayram Aksu, Hans-Jürgen Sitt, Sigrid Thiessen. Hanne Kießelbach, 
Ingeborg Cernaj

Am 15. März werden Stadtverord-
netenversammlungen (StVV), Aus-
länderbeiräte, die Ortsbeiräte und 
der Kreistag gewählt. 

Die Linke kandidiert in Marburg, 
Kirchhain und für den Kreistag. In 
Marburg, wo sie bei der Bundes-
tagswahl knapp hinter den Grünen 
und gleichauf mit CDU und SPD 
19 Prozent erzielte, sollte man sie 
nicht mit ihrer früheren Wahlliste 
Marburger Linke verwechseln, auf 
der jetzt Mitglieder der DKP, der 
Piraten und des BSW auf den ers
ten Plätzen stehen. Die Linke kan-
didiert mit einer offenen Liste für 
die Stadtverordnetenversammlung  
(Liste 12), für den Kreistag und 
die Ortsbeiräte Altstadt, Campus-

viertel, Hansenhaus-Südbahnhof, 
Ockershausen, Richtsberg, Südvier-
tel und Grassenberg-Marbach. 

Unkompliziert wählen
Die Stimmzettel sind zwar rie-
sig, aber es reicht aus, die bevor-
zugte Liste anzukreuzen. Dann ver-
schenkt man keine Stimme.

Und wer einzelne Personen auf 
der Liste unterstützen will, kann 
das dann zusätzlich tun, durch 
zwei oder drei Kreuze bei den je-
weiligen Kandidat*innen.

Verhindert: dann Briefwahl
Wer am 15. März verhindert ist, 
kann per Brief wählen. Das ist ab 
2. Februar möglich und kann am 
einfachsten mit der Rückseite der 

nen Umsatz auf 15,5 Mrd. Dollar 
steigern konnte und den Gewinn 
nach Steuern um 12 Prozent auf 
3,4 Mrd. „Eine Gewinnmarge von 
über 20 Prozent, die nur einer klei-
nen Minderheit von Unternehmen 
vergönnt ist, reicht offenbar nicht 
aus, um die Aktionäre zufrieden-
zustellen.“ Rund 15 Prozent der 
weltweit 29.900 Beschäftigten des 
australischen Unternehmens sollen 
entlassen werden.

„Auch in Marburg, wo 4.000 Per-
sonen in den CSL-Firmen arbeiten, 
ist das Unternehmen keineswegs in 
Schwierigkeiten. Die letzten veröf-
fentlichten Ergebnisse weisen für 
2023/24 CSL Behring einen Gewinn 
von 366 Mio. Euro aus“, sagt Stoll. 
Es gäbe deshalb keinerlei Grund, 
Entlassungen vorzunehmen. Aus-
sagen der Geschäftsleitung, man 
wisse, was die „Phase für unsere 

Mitarbeitenden“ bedeute und dass 
„ein respektvoller Umgang beson-
ders wichtig“ sei, seien nur hoh-
le Phrasen, die eine Umstrukturie-
rung für noch höhere Gewinne ver-
bergen sollen.“

Schalauske verweist darauf, dass 
die Entlassungen besonders bitter 
seien, wo Marburg doch stets da-
rauf bedacht gewesen sei, durch 
besonders niedrige Gewerbesteu-
ersätze, die Pharmakonzerne bei 
Laune zu halten. Das habe schon 
Biontech der Stadt nicht gedankt. 
„Es ist zu hoffen, dass die Mar-
burger Politik von CDU bis Grüne 
und SPD endlich gelernt hat, dass 
Steuergeschenke für Unternehmen 
weggeworfenes Geld sind, und zu 
„strukturellen Haushaltsdefiziten“ 
führen können.

Pressemitteilung der  
Linken Marburg-Biedenkopf

Wahlbenachrichtigung beantragt 
werden. Die Briefwahlunterlagen 
und der erforderliche Wahlschein 
können auch online angefordert 
werden, und dorthin geschickt 
werden, wo die betreffende Person 
sich gerade aufhält. 

Man kann auch im Rathaus 
Briefwahl beantragen und dort 

sofort mit Personalausweis wäh-
len (in Marburg werktags ab 8.00 
Uhr, Mo.-Mi. bis 16.00 Uhr; Do. bis 
18.00 Uhr, Fr. bis 16.00 Uhr).

Die Briefwahlunterlagen sollte 
man mindestens drei Werktage vor 
der Wahl zurückschicken oder sie 
dort abgeben, im Rathausbriefka-
sten bis 18.00 Uhr am 15. März.

F Wer in Marburg 
Die Linke wählen 
will, muss diesmal 
die Liste 12 an-
kreuzen und 
nicht wie 2021 
“Marburger Linke”. 
Dies ist nicht mehr 
die Liste der Partei 
Die Linke sondern 
die von DKP, 
Piraten und BSW.

Die Linke tritt wieder in Kirchhain an
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Die Linke will
 	 Wohnen wieder bezahlbar machen: durch mehr sozialen Woh-

nungsbau, Bekämpfung des zunehmenden Leerstands, Schutz 
gegen Mieterhöhungen und energetische Sanierungen ohne 
Steigerung der Warmmieten;

 	Teuerung und Verarmung bekämpfen: durch kostenlosen Bus-
verkehr für Menschen mit geringem Einkommen, Schüler*innen 
und Beschäftigte (Jobtickets), durch einen Kreissozialpass, kos
tenlose Mittagessen in Schulen, niedrige Preise für Schwimm-
bäder und bessere Aufklärung über das Anrecht auf Sozialleis
tungen;

 	Mobilität verbessern und das Klima schonen: durch Ausbau des 
Öffentlichen Nahverkehrs bis ins letzte Dorf, Schnellbusse in 
Marburg, Reaktivierung der Bahnlinien, Bau einer Regio-Tram, 
die Marburg mit der Region verbindet, und einen schnellen Aus-
bau der Radwege;

 	 	in Schulen und Kinderbetreuung investieren: Gebührenerhö-
hungen für Kitas und Krippen stoppen;

 	 Gesundheitsversorgung sichern: durch kommunale medizinische 

Zentren im Kreis, den Erhalt der Kliniken und die Rückkehr des 
Uniklinikums zum Land;

 	 Sicherheit, Selbstbestimmung und gleiche Teilhabe für alle 
Menschen ermöglichen: Frauennotruf, Frauenhaus und Queeres 
Zentrum verlässlich finanzieren. Marburg-Biedenkopf soll Mo-
dellregion für geschlechtersensible Gesundheitsversorgung wer-
den;

 	 Klima retten: durch Investitionen in Sonnen- und Windenergie, 
vor allem durch Stadtwerke und Genossenschaften;

 	 gutes Geld für gute Arbeit zahlen: durch Rückführung ausge
gliederter öffentlicher Betriebe und die Aufwertung der Kita-, 
Sozial- und Gesundheitsberufe;

 	 Menschen in Not aufnehmen und integrieren: Armut unabhän-
gig von Nationalität und Abstammung bekämpfen;

 	 Zeichen gegen Aufrüstung und Kriege sowie gegen AfD und Na-
zis setzen;

 	öffentliche Aufgaben ausreichend finanzieren: durch stärkere 
Besteuerung hoher Gewinne; Gewerbesteuersatz auf deutschen 
Durchschnitt erhöhen.

Kommunalwahlen am 15. März 2026:

Wahlaufruf für Die Linke
Bei der Bundestagswahl wurde Die Linke für ihren 
Kampf gegen Mietwucher, Preistreiberei und ihren 
Widerstand gegen AfD-Politik mit vielen Stimmen 
belohnt. In Marburg zog sie knapp hinter den Grü-
nen mit CDU und SPD gleich.

Wir möchten, dass Die Linke bei den Kommunal-

Unterzeichnende (Stand 16.2.26; ohne Ortsangabe bei Marburger Wohnsitz) Horst Abel, 
selbstständig, Neustadt | Hanns Adler, Bürokaufmann, Münchhausen | Johanna 
Austen, Lehrerin | Johanna Bachmann | Renate Bastian, Rentnerin/Journalistin 
| Marlis Bauss, Lehrerin i.R. | Angelika Becker, Lehrerin i.R. | Benedikt Althof, 
Student | Luise Becker, studentische Hilfskraft | Dorothea Bender, Sozialpädagogin 
| Dr. Robert Bernhardt, Lehrer im Hochschuldienst | Helmut Bickel | Ulrike Bieker, 
Dekanatsreferentin für Internationales | Udo Bier, Staplerfahrer, Staufenberg | Finn 
Bierwarth, Student | Nico Biver, Publizist | Josh Bluhm, Ehrenamt | Heiko Bolldorf, 
freiberuflicher Gewerkschaftsreferent | Leon Böttner, Politikwissenschaftler/Student 
| Reiner Boulnois | Steffen Brandl, Postzusteller | Peter Braun, Bildhauer, Kirchhain | 
Stefanie Bromer | Marcel Brunner, Pharmakant | Dr. Kurt Bunke, Pensionär, Cölbe | Tim 
Bürkle, Notfallsanitäter | Ingeborg Cernaj, Biologin i.R., Kirchhain | Prof. Dr. Hanna 
Christiansen, Professorin für Klinische Psychologie des Kindes- und Jugendalters | 
Joel Crede, Student | Lion Dach | Jürgen Dehnert, Rentner | Charlotte Dellmann, 
Ärztin | Pauline Depping, Studentin | Christian Dersch, Physiker | Wiebke Dierkes, 
Hochschullehrerin | Leon Dietewich | Dr. Anna Dobelmann, Referentin für globales 
Lernen | Florian Donges, Zerspaner, Friedensdorf | Kristiana Donkova-Schalauske, 
Lehrerin | Sonja Dörrich-Liese, Rentnerin | Peter Ducke, Aufsichtsratsmitglied der 
UKGM GmbH | Ludwig Eckelsbach, Lehrer i.R. | Walburga Eicher, Förderschullehrerin 
| Karola Eichhorn, Rentnerin | Jonathan Erhard, Student | Dr. Tilman Fischer, 
Literaturwissenschaftler | Markus Fischer, Produktion/Betriebsrat | Jens Frischkorn, 
Student | Ash Frowein, Student*in | Dagmar Gabrian, Rentnerin | Marita und Dieter 
Gabrian, Lehrerin und Lehrer i.R. | Yvonne Gärtner, , Suchttherapeutin/Rentnerin 
| Peter Gbiorczyk, Dekan i.R. | Bernd Georgy, Lehrer i.R., Attac | Joshua Gestwa, 
arbeitslos | Gert Gohde, Rentner | Mirka Gradenwitz, Studentin | Judit Margaretha 
Grimm, psychologische Beraterin | Beate Guthmann, Notfallsanitäterin, Weimar 
(Lahn) | Jürgen Hahn-Schröder, Lehrer i.R. | Nico Häußer, Informatiker, Gladenbach 
| Harry Hecker | Dr. Heiner Heiland, Soziologe | Robin Heinelt, auszubildender 
Physiotherapeut | Markus Herrlich, Student | Christoph Herrmann, Rentner/
Busfahrer | Lutz Heusinger, Kunsthistoriker | Sarah Heyn, Architektin | René Hinn 
| Frieda Hinrichs, Studentin | Anna Hofmann | Lothar Horn, Diplompädagoge | 
Burkhard Höse, Softwareentwickler/Rentner | Lara Ido, Student | H. Lotte Jacobs, 
Psychologische Psychotherapeutin | Reinhold Jäger, Lehrer i.R. | Erwin Junker | 
Louis Kalchschmidt, Teilhabeassistent | Yusuf Karaaslan, SDS-Mitglied, Student | 
Markus Karger, Betriebsrat und Schwerbehindertenvertretung, Wetter | Alexander 
Karrasch | Hanna Meryem Kayar, Studentin | Patrick Keller, Altenvers | Deniz 
Kilic, Student | Christian Kirscht, Gewerkschafter | Leonard Klamann, Student | 
Esther Klein | Lara Marie Klemmer, Studentin, Kirchhain | Katharina Klingebiel, 
Lehrerin  | Thomas Klingelhöfer, Einzelhandelskaufmann, Gladenbach | Moritz 
Koch | Urs Manuel Köllhofer, Student der Politikwissenschaften | Fatoum Konate, 

Sozialpädagogik, Wetter | Carolina Kordges | Henning Köster, Stadtrat, Lehrer i.R. | 
Hans-Bernd Kruse, Rentner | Alexander Kubon, Einzelhandelskaufmann, Kirchhain | 
Kai Kulich, Sozialwissenschaftler  | Lena Kutzner, Schreinerin, Niederwald | Arnold 
Leiter, Rentner | Mara Liebehenz | Godela Linde, Rechtsanwältin | Lara Bo Loeber, 
Studentin | Jochen Lüttich, Lehrer | Ludwig Luttropp, Lehrer i.R. | Martin G. Maier, 
Politologe | Dietlind und Harald Maier-Metz | Christina Majewski, Sozialpädagogin 
| Rasti Mansour, persönlicher Betreuer | Tobias Merker, IT-Berater | Khaled Mohi 
Ragab Mohamed, Wetter | Bernd Möller, Rechtsanwalt | Hartmut Möller, Lehrer 
i.R. | Daniel Müller, Gewerkschaftssekretär, Hungen | Christoph Müller-Kimpel, 
Rentner, Weimar (Lahn) | Thomas Nahrgang, Rentner, Stadtallendorf | Lutz Nendel, 
Rentner | Dr. Helga Niehaus, Ärztin | Levi Oberländer, Schüler, Wetter | Cornelius 
Oepen, Arzt i.R., Kirchhain | Sami Okko, Ergotherapeut | Karsten Peter | Benjamin 
Pfalz, Gewerkschaftssekretär | Felix Pflüger, Umweltwissenschaftler | Sebastian 
Philipp, Sozialarbeiter | Stefan Prokop, Ergotherapeut | Bernd Holger Reichel, 
Krankenpfleger, Steffenberg | Christoph Rettler, Berufsberater geflüchteter Menschen, 
Gewerkschfatsaktivist | Anika Richter | Anna-Konstantina Richter, Psychotherapeutin, 
Wetter | Ariane Rieger, Studentin | Elke Rienhoff-Kühnl, Rechtsanwältin | Justin 
Ritter, Student | Ursula Ritter, Dozentin für Literatur | Elisabeth Ritterbusch-
Linke, Bürokauffrau | Michael Röthinger, Lehrer, Ebsdorfergund | Miguel Angel 
Sanchez Arvelo, Wohnungsnotfallhilfe | Jochen Schäfer, Fachkraft für Medien- und 
Informationsdienste | Luka Schäfer, Student | Patrick Schelian | Shiva Schmidt, 
Studentin | Julia Schminke, Studentin | Mechtild Schmitt, Weimar | Tanja Schneider, 
KiJu Psychotherapeutin i.A. | Dr. Christian Schönholz | Ralf Schrader, Lehrer i.R. | 
Stefan Schulte | Danny Schulze, Bäcker und Erzieher | Karin Schwalm, Lehrerin i.R. 
| Barbara Seifert, freie Lektorin | Hans-Jürgen Sitt, Rentner, Kirchhain | Kerstin 
Söllig, Studentin | Andrea Sollwedel, Dipl.Päd./Supervisorin | Hilde und Klaus Peter 
Stock | Dennis Stoll, Doktorand Politikwissenschaft | Bernd Stolte, Dipl.-Soziologe 
| Rüdiger Stolzenberg, Rentner | Nils-Bastian Stötzel, Arzt | Juliane Taubner | 
Bernd That | Sylvia Thomas-Möller, Rentnerin | Josy Thümmel | Julian Trechter, 
Altenpfleger | Juno Tuli, Student | Eva Tuschling, Lehrerin i.R. | Dieter Unseld, 
Rechtsanwalt | Michael Urbschat, Gewerkschaftssekretär | Manuel Vogel, Lehrer | Kai 
Wagner | Gerda Waha, Bildende Künstlerin | Brigitte Walbe, Kunsthistorikerin | Silas 
Walter, Student | Mariele Weber, politische Bildnerin | Nicole Wehnert | Anna-Freda 
Weinhold, Studentin | Lasse Wenzel | Dr. Meike Werner | Christoph Willmeroth, 
Rentner, Wetter | Johanna Wilzbach, Studentin | Pia Wilzbach, Studentin | Waltraud 
Winkels-Neubauer, Lehrerin i.R. | Jan Wissen, Student | Patrick Witte, tiermed. 
Fachangestellter | David Witzel, Chemiker | Werner Wörder, Oberstudienrat | Stefan 
Zelder, Landesgeschäftsführer | Werner Zentner, Rentner | Christiane Zielosko, 
Physiotherapeutin i.R., Ebsdorfergrund

Deshalb rufen wir auf, am 15. März Die Linke zu wählen:

Den Aufruf unterschreiben unter:  

wahlen stärker wird, damit sie sich auch in Stadt 
und Kreis besser für ein gutes Leben aller Men-
schen einzusetzen kann. Sie kandidiert diesmal 
nicht nur zum Kreistag, sondern auch in Marburg 
als Die Linke (und nicht mehr als Marburger Lin-
ke).


